
fördern. Der European Chips Act zielt 
in die gleiche Richtung. Mit ihm will 
Europa Chipfabriken ansiedeln, um 
weniger abhängig von Importen zu 
sein. Zugleich will die EU Rohstoff-
partnerschaften mit Partnerländern in 
Afrika und Lateinamerika knüpfen. 

Der Net-Zero Industry Act, das 
zweite zentrale EU-Vorhaben zum 
Abbau der Chinarisiken, ergänzt den 
Raw-Materials-Act, setzt aber am En-
de der Wertschöpfungskette an: Mit 
gezielten Subventionen soll er die EU 
in die Lage versetzen, mindestens 40 
Prozent ihres Bedarfs an grünen Tech-
nologien – Batterien, Windräder, So-
larzellen und Wärmepumpen – selbst 
herzustellen. Noch steht Europa bei 
der Rohstoffversorgung jedoch in einer 
absoluten Abhängigkeit. Ausfuhrge-
nehmigungen für Rohstoffe wie selte-
ne Erden sind in China keine Selten-
heit, sagt Jost Wübbeke von der Chi-
na-Beratung Sinolytics. Er verweist 
jedoch darauf, dass es bislang keine 
mengenmäßigen Beschränkungen 

oder Exportsteuern auf die Metalle 
gibt. Erst in den nächsten Monaten 
werde sich zeigen, wie rigide die Be-
hörden bei der Vergabe von Ausfuhr-
lizenzen seien. Sollte China Ausfuhr-
quoten einführen, würde das Land ge-
gen einen Schiedsspruch der 
Welthandelsorganisation aus dem Jahr 
2015 verstoßen. Wübbeke empfiehlt 
deshalb „Vorsicht, aber keine Panik“.

Weder bei Gallium noch bei Ger-
manium handelt es sich um seltene 
Metalle. Die Rohstoffe werden als Bei-
produkt der Herstellung von Industrie-
metallen wie Aluminium oder Zink 
gewonnen. Doch infolge des Preis-
wettbewerbs chinesischer Lieferanten 
haben viele Hersteller in anderen Län-
dern die Produktion zurückgefahren, 
darunter Deutschland und Kasachstan. 
Aufgrund steigender Preise seit 2021 
wurde in der Bundesrepublik beschlos-
sen, die Produktion wieder hochzufah-
ren. Bislang steht das Werk in Stade al-
lerdings noch still. Es lohnt sich nicht, 
heißt es aus der Branche. 

S. Gusbeth, M. Koch, H. Steuer, K. 
Witsch Peking, Brüssel, Stockholm,
Düsseldorf

A b August brauchen chinesische 
Hersteller eine Lizenz für 
die Ausfuhr der Industriemetalle 
Gallium und Germanium. Zwei 

Nischenrohstoffe, die in der Telekom-
munikations- und Verteidigungsin-
dustrie zum Einsatz kommen. Aber 
vor allem sind sie essenziell für die Pro-
duktion von Halbleitern, Elektroautos 
und Solarmodulen. Und damit für die 
Energiewende. Der Schritt gilt als Re-
aktion auf den Versuch der USA, die 
Volksrepublik China von der Versor-
gung mit Hightech-Halbleitern abzu-
schneiden. Auf Druck der Vereinigten 
Staaten hatten sich zuletzt auch die 
Niederlande und Japan den Exportbe-
schränkungen für Maschinen zur 
Halbleiterproduktion angeschlossen.

Der ehemalige Vize-Handelsmi-
nister Wei Jianguo bezeichnete die an-
gekündigten Exportkontrollen als „gut 
durchdachten harten Schlag“, wie die 
Staatszeitung „China Daily“ am Mitt-
woch berichtet. Sollten Tech-Sanktio-
nen fortgeführt werden, werde China 
mit weiteren Gegenmaßnahmen rea-
gieren. Das Problem: Europa ist auf die 
Lieferungen aus China angewiesen. 
Die Volksrepublik ist der weltweit 
größte Produzent von Gallium und 
Germanium. Einer Studie der Euro-
päischen Union zufolge stammen 71 
Prozent des Galliums und 45 Prozent 
des Germaniums für Europa aus Chi-
na. Die beiden Rohstoffe zählen zu der 
Gruppe der sogenannten „kritischen 
Rohstoffe“ der EU. Was so viel heißt 
wie: Sie sind von wichtiger strategi-
scher Bedeutung für die Zukunft des 
Kontinents. 

EU-Kommission zeigt sich 
besorgt

Frans Timmermans, Vizepräsident der 
EU-Kommission, der am Dienstag an 
einem hochrangigen EU-China-Kli-
madialog in Peking teilnahm, zeigte 
sich „besorgt“ über die potenziellen 
Exportbeschränkungen. Er habe das 
Thema gegenüber Vizepremier Ding 
Xuexiang angesprochen, sagte er im 
Gespräch mit dem Handelsblatt. Die-
ser habe die Besorgnis jedoch kom-
mentarlos zur Kenntnis genommen. 
Die EU-Kommission sei derzeit noch 
dabei zu analysieren, welche Folgen 
die angekündigten Beschränkungen 
hätten, so Timmermans. Er verwehre 
sich dagegen, dass der „Handel durch 
diese Art von Maßnahmen behindert 
wird“, stellte Timmermans klar.

Auch wenn sich die unmittelbaren 
Auswirkungen der Exportkontrollen 
in Grenzen halten, sieht sich die EU-
Kommission in ihrem Kurs bestätigt, 
die wirtschaftliche Abhängigkeit von 
China zu verringern. Die Behörde hat 
eine Reihe entsprechender Initiativen 
angestoßen. So soll der Raw-Materi-
als-Act das Recycling stärken und den 
Abbau von Bodenschätzen in Europa 

Unmittelbare Auswirkungen durch 
die angekündigten Exportkontrollen 
fürchtet Matthias Rüth für Deutsch-
land und Europa nicht. Mit seiner Fir-
ma Tradium hat er sich auf den Handel 
von Gallium und Germanium speziali-
siert. Das Unternehmen aus Frankfurt 
ist eines der größten auf dem Markt. 
Seine Lieferanten sitzen größtenteils 
in China. „Ich glaube nicht, dass 
Europa hier in den Fokus gerät. Unsere 
Kontakte sind stabil und gut gewach-
sen“, ist er überzeugt. Außerdem habe 
Tradium ein physisches Lager in 
Frankfurt, „mit den Vorräten können 
wir die deutsche Industrie mittelfristig 
zuverlässig versorgen“, so Rüth. 

Auch für die Solarindustrie dürften 
sich die Auswirkungen in Grenzen hal-
ten. Nur wenige Module werden über-
haupt in Europa selbst gefertigt. Die 
überwiegende Mehrheit wird in China 
produziert und dann als fertige Anlage 
auf dem europäischen Markt ver-
kauft. Doch die nun geplanten Export-
beschränkungen für Gallium und Ger-

manium könnten die Bemühungen der 
EU verstärken, die eigene Rohstoff-
produktion auszuweiten. 

Ein gutes Beispiel: Schweden. Auch 
wenn es keine offiziellen Ausfuhrbe-
schränkungen gibt, sinkt der Export 
des Rohstoffs Grafit aus China dorthin 
seit einigen Jahren deutlich. Das Metall 
wird vor allem für die Herstellung von 
Batterien für Elektroautos verwen-
det. Deswegen will Schweden den 
Rohstoff künftig selbst abbauen. Im 
Norden des Landes liegen die vermut-
lich größten Grafitvorkommen 
Europas. Ebenso wie Vorkommen sel-
tener Erden. „Sveriges geologiska un-
dersökning“ (SGU), eine Behörde, die 
die Regierung unter anderem in Berg-
baufragen berät, schätzt die Grafitvor-
kommen Schwedens auf etwa drei Mil-
lionen Tonnen. Jährlich werden den 
SGU-Berechnungen zufolge in Europa 
rund 125.000 Tonnen des Industrie-
metalls benötigt. Die schwedischen 
Vorkommen dürften also den Bedarf in 
Europa für viele Jahre decken. 

Handelsstreit

Pekings Rohstoff-Drohung 
spornt Europäer an 

Chinas Konflikt mit den USA wird in Europa immer stärker spürbar. Politik und 
Unternehmen verstärken ihre Autonomie-Anstrengungen. 

Anteil wichtiger Rohstoffe, die China in die EU liefert in Prozent
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Kritische Rohstoffe

Schwere seltene Erden

Magnesium

Leichte seltene Erden

Gallium

Scandium

Bismut

Vanadium

Baryt

Germanium

Natürliches Graphit

100 %

97 %

85 %

71 %

67 %

65 %

62 %

45 %

45 %

40 %
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